
 

 

Sprechstunden: 
Rathaus 

 
Mo - Fr 

 
  8.00 – 12.00 Uhr 

 
Bürgerbüro 

 
Mo 

 
7.00 - 13.00 Uhr 

Bankverbindungen: 
VR-Bank Neckar-Enz  e.G Nr. 460 700 006 ( BLZ 604 914 30 ) 

 Di zus. 14.00 – 18.00 Uhr  Di 8.00 - 12.00 und 14.00 - 18.00 Uhr IBAN: DE84 6049 1430 0460 7000 06 BIC: GENODES1VBB 
Stadtkasse Di   8.00 – 12.00 Uhr  

und 14.00 – 18.00 Uhr 
 

 Mi 
Do 
Fr 

8.00 - 12.00 Uhr  
8.00 – 12.00 und 14.00 - 18.00 Uhr 

7.00 - 13.00 Uhr 

 
Kreissparkasse Ludwigsburg Nr. 6002 662 ( BLZ 604 500 50 ) 
IBAN: DE02 6045 0050 0006 0026 62 BIC: SOLADES1LBG 

 

 
 
 
 
 

 
 
 

 
Einladung zur Sitzung des Verwaltungsausschusses 
 
 
Am  Donnerstag, 18. Juli 2019, findet um 19.00 Uhr eine öffentliche Sitzung des 
Verwaltungsausschusses im Rathaus, großer Sitzungssaal, statt.  
 
Tagesordnung: 
 
1. Protokollbekanntgabe 
2. Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften (2019/136) 

2.1. Neukalkulation der Gebührensätze 
2.2. Änderung der Satzung 

3. Freiwillige Feuerwehr Bönnigheim 
3.1. Änderung der Satzung über die Entschädigung der ehrenamtlich tätigen 

Angehörigen der Gemeindefeuerwehr ( Feuerwehr-Entschädigungssatzung - FwES) 
– Vorberatung (2019/137) 

3.2. Änderung der Satzung zur Regelung des Kostenersatzes für Leistungen der 
Freiwilligen Feuerwehr der Stadt Bönnigheim (Feuerwehr-Kostenersatz-Satzung) – 
Vorberatung (2019/138) 

3.3. Weitere Informationen zum Stand der Dinge ( Feuerwehrbedarfsplan 2019 – 2024, 
Einsatz von IT- Software)   

4. Sonstiges und Bekanntgaben 
 
 
 
 

Unser Zeichen Ihr Zeichen Ihr Schreiben vom Datum 
Zi / 023.121   10.07.2019 
 

 
Rathaus 

Kirchheimer Str. 1 
74357 Bönnigheim 

 
Fachbereich 

Bürgermeister 
 

Es schreibt Ihnen 
Claudia Zimmermann 

 
Zimmer: 104 

Telefon: 07143/273-111 
Zentrale: 07143/273- 0 

Fax: 07143/273-116 
Email: claudia.zimmermann@boennigheim.de 

 

Bürgermeisteramt  Postfach 69  74355 Bönnigheim 



 

 

Beschlussvorlage 
 
 
 

 
 

2019/136 
Federführung: 
 
FB 2 - Innere Dienste, Bildung und 
Ordnung 

Sachbearbeitung:  
Kindler, Alexandra / Pellkofer, 
Torben 
 
Fachgebiet Ordnung  
 
Reg.Nr. 108.50 
 
Datum 18.07.2019 

 

Betreff: 
Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunter-
künften 

2.1. Neukalkulation der Gebührensätze 
2.2. Änderung der Satzung 

 
 
Gremium Sitzungstag Öffentlichkeitsstatus Zuständigkeit 
Verwaltungsausschuss 18.07.2019 öffentlich Vorberatung 
Gemeinderat 25.07.2019 öffentlich Entscheidung 
 
 
Sachverhalt:        ab Seite 2       Anlage(n)  mündlicher Vortrag 
  externer Sachverständiger 
 
Bisherige Beratungsfolge: 
 
Gremium Datum Öffentlichkeitsstatus TOP Vorlage Nr. 
     
     
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Der Verwaltungsausschuss empfiehlt dem Gemeinderat, der Neukalkulation der 

Gebührensätze zuzustimmen.  
2. Der Verwaltungsausschuss empfiehlt dem Gemeinderat, die Neufassung der 

Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften der 
Stadt Bönnigheim anhand der beigefügten Vorlage zu beschließen 

 
Vorlage bewirkt Ausgaben? 
 

 ja      nein 

Deckungsmittel sind vorhanden? 
 

 ja      nein 
 



 

 

 
Sachverhalt: 
 
Allgemeines:  

Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünfte sind öffentliche Einrichtungen der Gemein-
den, für deren Benutzung Gebühren auf der Grundlage von § 13ff des Kommunalab-
gabengesetzes erhoben werden.  
 
Die Satzung über die Benutzung von Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünften der 
Stadt Bönnigheim regelt die Unterbringungsmodalitäten von Obdachlosen und der der 
Stadt Bönnigheim im Rahmen der Anschlussunterbringung zugewiesenen Flüchtlinge 
sowie Asylbewerberinnen und Asylbewerber. Sie datiert aus dem Jahr 1990, wurde 
zuletzt am 12. Juli 1991 geändert und durch die Euroanpassungssatzung angepasst.  
 
Die derzeit noch gültige Satzung basiert zum größten Teil auf dem damals vorliegen-
den Satzungsmuster des Gemeindetags für Baden-Württemberg. Dieses Satzungs-
muster ist aufgrund verschiedener Rechtsänderungen nicht mehr aktuell. Das geän-
derte Muster des Gemeindetages datiert vom 29.12.2014 (Gt-info 19/2015). Aufgrund 
eines Urteils wurde unter anderem der Abrechnungsmodus in der Mustersatzung des 
Gemeindetages angepasst. Es ging hierbei um folgende Leitsätze: 
 
1. Betreibt eine Gemeinde die Unterbringung von Obdachlosen als öffentliche Ein-
richtung, so kann sie die Gebühren für die Benutzung der Räume nicht ohne Gebüh-
renkalkulation nur nach den für Wohngeldempfänger maßgeblichen Höchstbeträgen 
bemessen. 
 
 2. Eine Differenzierung der Gebühren nach der Ausstattung der Räume ist in der 
Regel nicht geboten. 
 
Die Gebühren waren somit aus verschiedenen Gründen neu zu kalkulieren und die 
Satzung anzupassen. 
 
Zu 1. Grundsatz ist, dass als Grundlage für eine gültige Satzung eine gültige Kalkula-
tion zu erstellen war. Hierzu wurde 2018 die Firma Allevo beauftragt. Aufgrund ver-
schiedener Zu- und Abgänge in den Unterkünften und bei den Objekten waren alle 
notwendigen Daten erst kurzfristig zu komplettieren. Die Kalkulation im Entwurf liegt 
bis zur Sitzung vor und wird von dem Bearbeitenden der Firma Allevo vorgestellt.  
 
Die Kalkulation entspricht ebenfalls weitgehend dem Muster des Gemeindetages und 
enthält folgende Kalkulationsgrundlagen: Ansatzfähige Kosten bei gemeindeeigenen 
Gebäuden (Herstellungs-Anschaffungskosten, Verzinsung des Anlagekapitales) und 
bei gemieteten Gebäuden (Mietleistungen an Dritte), Ausstattung (aktive Vermö-
gensgegenstände (Abschreibungen, Zinsen), laufende Unterhaltungskosten (Be-
schaffungskosten, Reparaturen, Verwaltungskosten) sowie Nebenkosten der Unter-
künfte (Strom/Gas, Heizung, Wasser, Abwasser, Abfallbeseitigung, Reinigung, Versi-
cherungen, usw. Steuern).  
 
Der seitherige Verteilungsmaßstab soll beibehalten werden, so dass vorgeschlagen 
wird weiterhin flächenbezogene Maßstäbe zuzüglich personenbezogener Nebenkos-
ten- oder Betriebskostenpauschale abzurechnen.  



 

 

 
Der Zeitraum für die Kalkulation wurde für einen möglichst langen Zeitraum gewählt, 
insbesondere auch bis zum Ende des Mietvertrags der Containeranlage Lauffener 
Straße in 2021. Bei umfassenden Veränderungen hinsichtlich zusätzlicher Nutzung 
von Gebäuden oder Beendigung einer Nutzung (durch Abbruch) sind Kalkulation und 
Satzung fortzuschreiben.  
 
Die Kalkulation wird dem Verwaltungsausschuss in der Sitzung vorgestellt und über-
geben. Beim Versand lag diese noch nicht vor.  
 
 
Zu 2. Der nun vorliegende Satzungsentwurf (wird bis zur Sitzung finalisiert) bezieht 
sich dabei auf den Betrieb der Obdachlosen- und Flüchtlingsunterkünfte als eine ge-
meinsame öffentliche Einrichtung in der Form einer unselbständigen Anstalt des öf-
fentlichen Rechts. Insoweit sind auch für Obdachlose und Flüchtlinge grundsätzlich 
dieselben Benutzungsgebühren vorgesehen. Der vorliegende Satzungsentwurf orien-
tiert sich am derzeit gültigen Satzungsmuster des Gemeindetags Baden-
Württembergs und Änderungen nach örtlichem Bedarf.  
 
Anlagen:  
Anlage I:  Kalkulation wird zur Sitzung nachgereicht 
Anlage II:  Vergleich Satzung alt – Muster – Satzung neu – Veränderungen  
Anlage III:  Neufassung der Satzung wird nach der Sitzung des Verwaltungs-

ausschusses erstellt  
 
  



 

 

Bisherige Satzung Neue Mustersatzung Neue Satzung Änderung 

Datum 05.10.1990, geänderte am 
12.07.1991 und durch Euro-

Anpassungssatzung  
  

Satzung über die Benutzung der 
Obdachlosen- und Flüchtlingsun-
terkünfte der Stadt Bönnigheim 
Aufgrund von § 4 der Gemeinde-
ordnung für Baden-Württemberg 
(GemO) sowie den §§ 2, und 13 
Kommunalabgabengesetz für Ba-
den-Württemberg (KAG) hat der 
Gemeinderat der Stadt Bönnigheim 
am 25. Juli 2019 in öffentlicher 
Sitzung folgende Satzung be-
schlossen: 

  

    
I. Rechtsform und Zweckbe-
stimmung der Obdachlosen- und 
Flüchtlingsunterkünfte 

  

§ 1: Rechtsform/ Anwendungsbe-
reich 
 
(1) Die Stadt betreibt die Obdach-
losen- und Asylbewerberunterkünf-
te als voneinander getrennte öf-
fentliche Einrichtungen in Form 
unselbstständiger Anstalten des 
öffentlichen Rechts. 
 
(2) Obdachlosenunterkünfte sind 
die zur Unterbringung von Obdach-
losen von der Stadt bestimmten 
Gebäude, Wohnungen und Räu-
me. Als Obdachlosenunterkünfte 
gelten dabei auch die Unterkünfte 
für anerkannte oder rechtskräftig 
abgelehnte Asylsuchende. 

§ 1 Rechtsform/ Anwendungsbe-
reich 
 
(1) Die Stadt ..... betreibt die Ob-
dachlosen- und Flüchtlingsunter-
künfte als eine gemeinsame öffent-
liche Einrichtung in der Form einer 
unselbständigen Anstalt des öffent-
lichen Rechts. 
 
 
 
(2) Obdachlosenunterkünfte sind 
die zur Unterbringung von Obdach-
losen von der Stadt ..... bestimmten 
Gebäude, Wohnungen und Räu-
me. 
 

§ 1 Rechtsform/ Anwendungsbe-
reich 
 
(1) Die Stadt Bönnigheim betreibt 
die Obdachlosen- und Flüchtlings-
unterkünfte als eine gemeinsame 
öffentliche Einrichtung in der Form 
einer unselbständigen Anstalt des 
öffentlichen Rechts. 
 
 
(2) Obdachlosenunterkünfte sind 
die zur Unterbringung von Obdach-
losen von der Stadt Bönnigheim 
bestimmten Gebäude, Wohnungen 
und Räume. Als Obdachlosenun-
terkünfte gelten dabei auch die 
Unterkünfte für anerkannte oder 

 
 
 
(1) Anpassung an neue Rechts-
grundlage 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Anpassung an neue Rechts-
grundlage und Personalisierung 
Stadt Bönnigheim 
 
 



 

 

 
 
 
(3) Asylbewerberunterkünfte sind 
die zur Unterbringung von Asylbe-
werbern von der Stadt bestimmten 
Gebäude, Wohnungen und Räu-
me. 
 
 
 
(4) Die Unterkünfte dienen der 
Aufnahme und  
i. d. R. der vorübergehenden Un-
terbringung von 
Personen, die obdachlos sind oder 
sich in einer außergewöhnlichen 
Wohnungsnotlage befinden und die 
erkennbar nicht fähig sind, sich 
selbst eine geordnete Unterkunft 
zu beschaffen oder eine 
Wohnung zu erhalten. Die Ver-
pflichtung für Asylbewerber, eine 
von der Gemeinde zugewiesene 
Unterkunft zu beziehen (§ 20 Abs. 
2 AsylVfG), bleibt davon unberührt. 

 
 
 
(3) Flüchtlingsunterkünfte sind die 
zur Unterbringung von Personen 
nach den §§ 17 und 18 des Geset-
zes über die Aufnahme und Unter-
bringung von Flüchtlingen (Flücht-
lingsaufnahmegesetz - FlüAG-, 
vom 19.12.2013, GBl. 2013, S. 
493) von der Stadt ..... bestimmten 
Gebäude, Wohnungen und Räu-
me. 
 
(4) Die Unterkünfte dienen der 
Aufnahme und  
i. d. R. der vorübergehenden Un-
terbringung von Personen, die ob-
dachlos sind oder sich in einer au-
ßergewöhnlichen Wohnungsnotla-
ge befinden und die erkennbar 
nicht fähig sind, sich selbst eine 
geordnete Unterkunft zu beschaf-
fen oder eine Wohnung zu erhal-
ten. 

rechtskräftig abgelehnte Asylsu-
chende. 
 
(3) Flüchtlingsunterkünfte sind die 
zur Unterbringung von Personen 
nach § 11 des „Gesetzes über die 
Aufnahme und Unterbringung von 
Flüchtlingen“ („Flüchtlingsaufnah-
megesetz“ - FlüAG) von der Stadt 
Bönnigheim bestimmten Gebäude, 
Wohnungen und Räume. 
 
 
(4) Die Unterkünfte dienen der 
Aufnahme und  
i. d. R. der vorübergehenden Un-
terbringung von Personen, die ob-
dachlos sind oder sich in einer au-
ßergewöhnlichen Wohnungsnotla-
ge befinden und die erkennbar 
nicht fähig sind, sich selbst eine 
geordnete Unterkunft zu beschaf-
fen oder eine Wohnung zu erhal-
ten. 

 
 
 
(3) Anpassung an neue Rechts-
grundlage und Personalisierung 
Stadt Bönnigheim 
 
 
 
 
 
 
(4) Wegfall der Konkretisierung für 
Flüchtlinge 

§ 2: Benutzungsverhältnis 
 
Das Benutzungsverhältnis ist öf-
fentlich-rechtlich ausgestaltet. Ein 
Rechtsanspruch auf die Unterbrin-
gung in einer bestimmten Unter-
kunft oder auf Zuweisung von 
Räumen bestimmter Art und Größe 

§ 2 Benutzungsverhältnis 
 
Das Benutzungsverhältnis ist öf-
fentlich-rechtlich ausgestaltet. Ein 
Rechtsanspruch auf die Unterbrin-
gung in einer bestimmten Unter-
kunft oder auf Zuweisung von 
Räumen bestimmter Art und Größe 

§ 2 Benutzungsverhältnis 
 
Das Benutzungsverhältnis ist öf-
fentlich-rechtlich ausgestaltet. Ein 
Rechtsanspruch auf die Unter-
bringung in einer bestimmten Un-
terkunft oder auf Zuweisung von 
Räumen bestimmter Art und Größe 

 
 
Einarbeitung einer Regelung zur 
Doppel- oder Mehrfachbelegung 
von (Schlaf-)Räumen 



 

 

besteht nicht. besteht nicht. besteht nicht. Räume können zur 
gemeinsamen Benutzung zuge-
wiesen werden. 

§ 3: Beginn und Ende der Nutzung 
 
(1) Das Benutzungsverhältnis be-
ginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Benutzer die Unterkunft bezieht. 
 
(2) Die Beendigung des Benut-
zungsverhältnisses erfolgt durch 
schriftliche Verfügung der Stadt. 
Soweit die Benutzung der Unter-
kunft über den in der Verfügung 
angegebenen Zeitpunkt hinaus 
fortgesetzt wird, endet das Benut-
zungsverhältnis mit der Räumung 
der Wohnung. 

§ 3 Beginn und Ende der Nutzung 
 
(1) Das Benutzungsverhältnis be-
ginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Benutzer die Unterkunft bezieht. 
 
(2) Die Beendigung des Benut-
zungsverhältnisses erfolgt durch 
schriftliche Verfügung der Stadt ..... 
Soweit die Benutzung der Unter-
kunft über den in der Verfügung 
angegebenen Zeitpunkt hinaus 
fortgesetzt wird, endet das Benut-
zungsverhältnis mit der Räumung 
der Wohnung. 

§ 3 Beginn und Ende der Nut-
zung 
 
(1) Das Benutzungsverhältnis be-
ginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Benutzer die Unterkunft bezieht. 
 
(2) Die Beendigung des Benut-
zungsverhältnisses erfolgt durch 
schriftliche Verfügung der Stadt 
Bönnigheim. Soweit die Benutzung 
der Unterkunft über den in der Ver-
fügung angegebenen Zeitpunkt 
hinaus fortgesetzt wird, endet das 
Benutzungs-verhältnis mit der 
Räumung der Wohnung. 

 
 
(1) Keine Änderung 
 
 
 
(2) Personalisierung Stadt Bönnig-
heim 

  

 § 4 Umsetzung in eine andere 
Unterkunft 
 
Ohne Einwilligung des Benutzers 
ist dessen Umsetzung in eine an-
dere von der Stadt Bönnigheim 
verwaltete Unterkunft möglich. Dies 
ist in der Regel dann der Fall, wenn 
dies aus sachlichen Gründen gebo-
ten ist.  
Sachliche Gründe sind z. B. gege-
ben, wenn: 
 
1. die bisherige Unterkunft im Zu-
sammenhang mit Verkaufs-, Ab-

 
Einarbeitung des  § 4, der die 
durch die Gemeinde veranlasste 
Umsetzung von Personen rechtfer-
tigt und ermöglicht, um eine einfa-
chere Verwaltung und Belegung 
der Räume und Gebäude zu reali-
sieren. 



 

 

bruch-, Umbau-, Erweiterungs-, 
Erneuerungs- oder Instandset-
zungsmaßnahmen geräumt wer-
den muss oder die bisherige Un-
terkunft einer anderweitigen Nut-
zung zugeführt 
werden soll; 
 
2. bei angemieteten Unterkünften 
das Miet- und Nutzungsverhältnis 
zwischen der Stadt Bönnigheim 
und dem Vermieter beendet wird; 
 
3. die bisherige Unterkunft nach 
Auszug oder Tod von Haushalts-
angehörigen unterbelegt ist. Der 
Auszug von Haushaltsangehörigen 
ist der Stadt Bönnigheim unverzüg-
lich mitzuteilen; 
 
4. der Benutzer oder seine Haus-
haltsangehörigen Anlass zu Kon-
flikten geben, die zu einer Beein-
trächtigung der Hausgemeinschaft 
oder zur 
Gefährdung von Hausbewohnern 
und Nachbarn führen und diese 
Konflikte auf andere Weise nicht zu 
beseitigen sind; 
 
5. der Eintritt unvorhergesehener 
Ereignisse (z.B. Wohnungsbrand) 
diese erfordert; 
 
6. wenn nicht eingewiesene Perso-



 

 

nen in die Unterkunft aufgenom-
men wurden; 
 
7. die bisherige Unterkunft mit an-
deren Personen belegt werden soll 
oder dringender Bedarf für andere 
Obdachlose gegeben ist; 
 
8. die bisherige Unterkunft 
zweckentfremdet und nicht sach-
gemäß genutzt wird (z.B. Nutzung 
der Unterkunft als Lagerplatz für 
Sammelgut). 

§ 4: Benutzung der überlassenen 
Räume und Hausrecht 
 
(1) Die als Unterkunft überlassenen 
Räume dürfen nur von den einge-
wiesenen Personen und nur zu 
Wohnzwecken benutzt werden. 
 
(2) Der Benutzer der Unterkunft ist 
verpflichtet, die ihm zugewiesenen 
Räume samt dem überlassenen 
Zubehör pfleglich zu behandeln, im 
Rahmen der durch ihre bestim-
mungsgemäße Verwendung be-
dingten Abnutzung instandzuhalten 
und nach Beendigung des Benut-
zungs-verhältnisses in dem Zu-
stand herauszugeben, in dem sie 
bei Beginn übernommen worden 
sind. Zu diesem Zweck ist ein 
Übernahmeprotokoll aufzunehmen 
und vom Eingewiesenen zu unter-

§ 4 Benutzung der überlassenen 
Räume und Hausrecht 
 
(1) Die als Unterkunft überlassenen 
Räume dürfen nur von den einge-
wiesenen Personen und nur zu 
Wohnzwecken benutzt werden. 
 
(2) Der Benutzer der Unterkunft ist 
verpflichtet, die ihm zugewiesenen 
Räume samt dem überlassenen 
Zubehör pfleglich zu behandeln, im 
Rahmen der durch ihre bestim-
mungsgemäße Verwendung be-
dingten Abnutzung instand zu hal-
ten und nach Beendigung des Be-
nutzungsverhältnisses in dem Zu-
stand herauszugeben, in dem sie 
bei Beginn übernommen worden 
sind. Zu diesem Zweck ist ein 
Übernahmeprotokoll aufzunehmen 
und vom Eingewiesenen zu unter-

§ 5 Benutzung der überlassenen 
Räume und Hausrecht 
 
(1) Die als Unterkunft überlassenen 
Räume dürfen nur von den einge-
wiesenen Personen und nur zu 
Wohnzwecken benutzt werden. 
 
(2) Der Benutzer der Unterkunft ist 
verpflichtet, die ihm zugewiesenen 
Räume samt dem überlassenen 
Zubehör pfleglich zu behandeln, im 
Rahmen der durch ihre bestim-
mungsgemäße Verwendung be-
dingten Abnutzung instand zu hal-
ten und nach Beendigung des Be-
nutzungsverhältnisses in dem Zu-
stand herauszugeben, in dem sie 
bei Beginn übernommen worden 
sind. Zu diesem Zweck ist ein 
Übernahmeprotokoll aufzunehmen 
und vom Eingewiesenen zu unter-

 
 
 
(1) Keine Änderung 
 
 
 
 
(2) Keine Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

schreiben. 
 
(3) Veränderungen an der zuge-
wiesenen Unterkunft und dem 
überlassenen Zubehör dürfen nur 
mit ausdrücklicher Zustimmung der 
Stadt vorgenommen werden. Der 
Benutzer ist im übrigen verpflichtet, 
die Stadt unverzüglich von Schä-
den am Äußeren oder Inneren der 
Räume in der zugewiesenen Un-
terkunft zu unterrichten. 
 
 
(4) Der Benutzer bedarf ferner der 
schriftlichen Zustimmung der Stadt, 
wenn er 
 
1. in die Unterkunft entgeltlich oder 
unentgeltlich einen Dritten aufneh-
men will, es sei denn, es handelt 
sich um eine unentgeltliche Auf-
nahme von angemessener Dauer 
(Besuch) 
 
2. die Unterkunft zu anderen als zu 
Wohnzwecken benutzen will; 
 
3. ein Schild (ausgenommen übli-
che Namens-schilder), eine Auf-
schrift oder einen Gegenstand in 
gemeinschaftlichen Räumen, in 
oder an der Unterkunft oder auf 
dem Grundstück der Unterkunft 
anbringen oder aufstellen will; 

schreiben. 
 
(3) Veränderungen an der zuge-
wiesenen Unterkunft und dem 
überlassenen Zubehör dürfen nur 
mit ausdrücklicher Zustimmung der 
Gemeinde vorgenommen werden. 
Der Benutzer ist im Übrigen ver-
pflichtet, die Stadt ..... unverzüglich 
von Schäden am Äußeren oder 
Inneren der Räume in der zuge-
wiesenen Unterkunft zu unterrich-
ten. 
 
 
(4) Der Benutzer bedarf ferner der 
schriftlichen Zustimmung der Stadt 
....., wenn er 
 
1. in die Unterkunft entgeltlich oder 
unentgeltlich einen Dritten aufneh-
men will, es sei denn, es handelt 
sich um eine unentgeltliche Auf-
nahme von angemessener Dauer 
(Besuch); 
 
2. die Unterkunft zu anderen als zu 
Wohnzwecken benutzen will; 
 
3. ein Schild (ausgenommen übli-
che Namensschilder), eine Auf-
schrift oder einen Gegenstand in 
gemeinschaftlichen Räumen, in 
oder an der Unterkunft oder auf 
dem Grundstück der Unterkunft 

schreiben. 
 
(3) Veränderungen an der zuge-
wiesenen Unterkunft und dem 
überlassenen Zubehör dürfen nur 
mit ausdrücklicher Zustimmung der 
Stadt Bönnigheim vorgenommen 
werden. Der Benutzer ist im übri-
gen verpflichtet, die Stadt Bönnig-
heim unverzüglich von Schäden 
am Äußeren oder Inneren der 
Räume in der zugewiesenen Un-
terkunft zu unterrichten. 
 
(4) Der Benutzer bedarf ferner der 
schriftlichen Zustimmung der Stadt 
Bönnigheim, wenn er 
 
1. in die Unterkunft entgeltlich oder 
unentgeltlich einen Dritten aufneh-
men will, es sei denn, es handelt 
sich um eine unentgeltliche Auf-
nahme von angemessener Dauer 
(Besuch); 
 
2. die Unterkunft zu anderen als zu 
Wohnzwecken benutzen will; 
 
3. ein Schild (ausgenommen übli-
che Namens-schilder), eine Auf-
schrift oder einen Gegenstand in 
gemeinschaftlichen Räumen, in 
oder an der Unterkunft oder auf 
dem Grundstück der Unterkunft 
anbringen oder aufstellen will; 

 
 
(3) Personalisierung Stadt Bönnig-
heim 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(4) Personalisierung Stadt Bönnig-
heim 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

 
 
4. ein Tier in der Unterkunft halten 
will; 
 
5. in der Unterkunft oder auf dem 
Grundstück außerhalb vorgesehe-
ner Park-, Einstell- oder Abstell-
plätze ein Kraftfahrzeug abstellen 
will; 
 
6. Um-, An- und Einbauten sowie 
Installationen oder andere Verän-
derungen in der Unterkunft vor-
nehmen will. 
 
(5) Die Zustimmung wird grund-
sätzlich nur dann erteilt, wenn der 
Benutzer eine Erklärung abgibt, 
dass er die Haftung für alle Schä-
den, die durch die besonderen Be-
nutzungen nach Abs. 3 und 4 ver-
ursacht werden können, ohne 
Rücksicht auf eigenes Verschul-
den, übernimmt und die Stadt  in-
sofern von Schadensersatzansprü-
chen Dritter freistellt. 
 
(6) Die Zustimmung kann befristet 
und mit Auflagen versehen erteilt 
werden. Insbesondere sind die 
Zweckbestimmung der Unterkunft, 
die Interessen der Haus- und 
Wohngemeinschaft sowie die 
Grundsätze einer ordnungsgemä-

anbringen oder aufstellen will; 
 
4. ein Tier in der Unterkunft halten 
will; 
 
5. in der Unterkunft oder auf dem 
Grundstück außerhalb vorgesehe-
ner Park-, Einstell- oder Abstell-
plätze ein Kraftfahrzeug abstellen 
will; 
 
6. Um-, An- und Einbauten sowie 
Installationen oder andere Verän-
derungen in der Unterkunft vor-
nehmen will. 
 
(5) Die Zustimmung wird grund-
sätzlich nur dann erteilt, wenn der 
Benutzer eine Erklärung abgibt, 
dass er die Haftung für alle Schä-
den, die durch die besonderen Be-
nutzungen nach Abs. 3 und 4 ver-
ursacht werden können, ohne 
Rücksicht auf eigenes Verschul-
den, übernimmt und die Stadt ..... 
insofern von Schadensersatzan-
sprüchen Dritter freistellt. 
 
(6) Die Zustimmung kann befristet 
und mit Auflagen versehen erteilt 
werden. Insbesondere sind die 
Zweckbestimmung der Unterkunft, 
die Interessen der Haus- und 
Wohngemeinschaft sowie die 
Grundsätze einer ordnungsgemä-

 
 
4. ein Tier in der Unterkunft halten 
will; 
 
5. in der Unterkunft oder auf dem 
Grundstück außerhalb vorgesehe-
ner Park-, Einstell- oder Abstell-
plätze ein Kraftfahrzeug abstellen 
will; 
 
6. Um-, An- und Einbauten sowie 
Installationen oder andere Verän-
derungen in der Unterkunft vor-
nehmen will. 
 
(5) Die Zustimmung wird grund-
sätzlich nur dann erteilt, wenn der 
Benutzer eine Erklärung abgibt, 
dass er die Haftung für alle Schä-
den, die durch die besonderen Be-
nutzungen nach Absatz 3 und 4 
verursacht werden können, ohne 
Rücksicht auf eigenes Verschul-
den, übernimmt und die Stadt Bön-
nigheim insofern von Schadenser-
satz-ansprüchen Dritter freistellt. 
 
(6) Die Zustimmung kann befristet 
und mit Auflagen versehen erteilt 
werden. Insbesondere sind die 
Zweckbestimmung der Unterkunft, 
die Interessen der Haus- und 
Wohngemeinschaft sowie die 
Grundsätze einer ordnungsgemä-

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(5) Personalisierung Stadt Bönnig-
heim 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(6) Keine Änderung 
 
 
 
 
 
 



 

 

ßen Bewirtschaftung zu beachten. 
 
(7) Die Zustimmung kann widerru-
fen werden, wenn Auflagen oder 
sonstige Nebenbestimmungen 
nicht eingehalten, Hausbewohner 
oder Nachbarn belästigt oder die 
Unterkunft bzw. das Grundstück 
beeinträchtigt werden. 
 
(8) Bei vom Benutzer ohne Zu-
stimmung der Stadt  vorgenomme-
nen baulichen oder sonstigen Ver-
änderungen kann die Stadt diese 
auf Kosten des Benutzers beseiti-
gen und den früheren Zustand 
wieder herstellen lassen (Ersatz-
vornahme). 
 
(9) Die Stadt kann darüber hinaus 
die erforderlichen Maßnahmen 
ergreifen, um den Anstaltszweck 
zu erreichen. 
 
(10) Die Beauftragten der Stadt 
sind berechtigt, die Unterkünfte in 
angemessenen Abständen und 
nach rechtzeitiger Ankündigung 
werktags in der Zeit von 6.00 Uhr 
bis 22.00 Uhr zu betreten. Sie ha-
ben sich dabei gegenüber dem 
Benutzer auf dessen Verlangen 
auszuweisen. Bei Gefahr im Ver-
zug kann die Unterkunft ohne An-
kündigung jederzeit betreten wer-

ßen Bewirtschaftung zu beachten. 
 
(7) Die Zustimmung kann widerru-
fen werden, wenn Auflagen oder 
sonstige Nebenbestimmungen 
nicht eingehalten, Hausbewohner 
oder Nachbarn belästigt oder die 
Unterkunft bzw. das Grundstück 
beeinträchtigt werden. 
 
(8) Bei vom Benutzer ohne Zu-
stimmung der Gemeinde vorge-
nommenen baulichen oder sonsti-
gen Veränderungen kann die Stadt 
..... diese auf Kosten des Benut-
zers beseitigen und den früheren 
Zustand wieder herstellen lassen 
(Ersatzvornahme). 
 
(9) Die Stadt ..... kann darüber hin-
aus die erforderlichen Maßnahmen 
ergreifen, um den Anstaltszweck 
zu erreichen. 
 
(10) Die Beauftragten der Stadt ..... 
sind berechtigt, die Unterkünfte in 
angemessenen Abständen und 
nach rechtzeitiger Ankündigung 
werktags in der Zeit von 6.00 Uhr 
bis 22.00 Uhr zu betreten. Sie ha-
ben sich dabei gegenüber dem 
Benutzer auf dessen Verlangen 
auszuweisen. Bei Gefahr im Ver-
zug kann die Unterkunft ohne An-
kündigung jederzeit betreten wer-

ßen Bewirtschaftung zu beachten. 
 
(7) Die Zustimmung kann widerru-
fen werden, wenn Auflagen oder 
sonstige Nebenbestimmungen 
nicht eingehalten, Hausbewohner 
oder Nachbarn belästigt oder die 
Unterkunft bzw. das Grundstück 
beeinträchtigt werden. 
 
(8) Bei vom Benutzer ohne Zu-
stimmung der Stadt Bönnigheim 
vorgenommenen baulichen oder 
sonstigen Veränderungen kann die 
Stadt Bönnigheim diese auf Kosten 
des Benutzers beseitigen und den 
früheren Zustand wieder herstellen 
lassen (Ersatzvornahme). 
 
(9) Die Stadt Bönnigheim kann 
darüber hinaus die erforderlichen 
Maßnahmen ergreifen, um den 
Anstaltszweck zu erreichen. 
 
(10) Die Beauftragten der Stadt 
Bönnigheim sind berechtigt, die 
Unterkünfte in angemessenen Ab-
ständen und nach rechtzeitiger 
Ankündigung werktags in der Zeit 
von 6.00 Uhr bis 22.00 Uhr zu be-
treten. Sie haben sich dabei ge-
genüber dem Benutzer auf dessen 
Verlangen auszuweisen. Bei Ge-
fahr im Verzug kann die Unterkunft 
ohne Ankündigung jederzeit betre-

 
 
(7) Keine Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
(8) Personalisierung Stadt Bönnig-
heim 
 
 
 
 
 
 
 
 
(9) Personalisierung Stadt Bönnig-
heim 
 
 
(10) Personalisierung Stadt Bön-
nigheim 



 

 

den. Zu diesem Zweck wird die 
Stadt einen Wohnungsschlüssel 
zurückbehalten. 

den. Zu diesem Zweck wird die 
Stadt ..... einen Wohnungsschlüs-
sel zurückbehalten. 

ten werden. Zu diesem Zweck wird 
die Stadt Bönnigheim einen Woh-
nungsschlüssel zurückbehalten. 

§ 5: Instandhaltung der Unterkünfte 
 
(1) Der Benutzer verpflichtet sich, 
für eine ordnungsgemäße Reini-
gung, ausreichende Lüftung und 
Heizung der überlassenen Unter-
kunft zu sorgen. 
 
(2) Zeigt sich ein wesentlicher 
Mangel der Unterkunft oder wird 
eine Vorkehrung zum Schutze die-
ser oder des Grundstücks gegen 
eine nicht vorhersehbare Gefahr 
erforderlich, so hat der Benutzer 
dies der Stadt unverzüglich mitzu-
teilen. 
 
 
(3) Der Benutzer haftet für Schä-
den, die durch schuldhafte Verlet-
zung der ihm obliegenden Sorg-
falts- und Anzeigepflicht entstehen, 
besonders wenn technische Anla-
gen und andere Einrichtungen un-
sachgemäß behandelt, die über-
lassene Unterkunft nur unzu-
reichend gelüftet, geheizt oder ge-
gen Frost geschützt wird. Insoweit 
haftet der Benutzer auch für das 
Verschulden von Haushaltsange-
hörigen und Dritten, die sich mit 

§ 5 Instandhaltung der Unterkünfte 
 
(1) Der Benutzer verpflichtet sich, 
für eine ordnungsgemäße Reini-
gung, ausreichende Lüftung und 
Heizung der überlassenen Unter-
kunft zu sorgen. 
 
(2) Zeigt sich ein wesentlicher 
Mangel der Unterkunft oder wird 
eine Vorkehrung zum Schutze die-
ser oder des Grundstücks gegen 
eine nicht vorhersehbare Gefahr 
erforderlich, so hat der Benutzer 
dies der Stadt ..... unverzüglich 
mitzuteilen. 
 
(3) Der Benutzer haftet für Schä-
den, die durch schuldhafte Verlet-
zung der ihm obliegenden Sorg-
falts- und Anzeigepflicht entstehen, 
besonders wenn technische Anla-
gen und andere Einrichtungen un-
sachgemäß behandelt, die über-
lassene Unterkunft nur unzu-
reichend gelüftet, geheizt oder ge-
gen Frost geschützt wird. Insoweit 
haftet der Benutzer auch für das 
Verschulden von Haushaltsange-
hörigen und Dritten, die sich mit 
seinem Willen in der Unterkunft 

§ 6 Instandhaltung der Unter-
künfte 
 
(1) Der Benutzer verpflichtet sich, 
für eine ordnungsgemäße Reini-
gung, ausreichende Lüftung und 
Heizung der überlassenen Unter-
kunft zu sorgen. 
 
(2) Zeigt sich ein wesentlicher 
Mangel der Unterkunft oder wird 
eine Vorkehrung zum Schutze die-
ser oder des Grundstücks gegen 
eine nicht vorhersehbare Gefahr 
erforderlich, so hat der Benutzer 
dies der Stadt Bönnigheim unver-
züglich mitzuteilen. 
 
(3) Der Benutzer haftet für Schä-
den, die durch schuldhafte Verlet-
zung der ihm obliegenden Sorg-
falts- und Anzeigepflicht entstehen, 
besonders wenn technische Anla-
gen und andere Einrichtungen un-
sachgemäß behandelt, die über-
lassene Unterkunft nur unzu-
reichend gelüftet, geheizt oder ge-
gen Frost geschützt wird. Insoweit 
haftet der Benutzer auch für das 
Verschulden von Haushaltsange-
hörigen und Dritten, die sich mit 
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heim 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 

 

seinem Willen in der Unterkunft 
aufhalten. Schäden und Verunrei-
nigungen, für die der Benutzer haf-
tet, kann die Stadt auf Kosten des 
Benutzers beseitigen lassen. (Er-
satzvornahme 
 
(4) Die Stadt wird die in § 1 ge-
nannten Unterkünfte und Haus-
grundstücke in einem ordnungs-
gemäßen Zustand erhalten. Der 
Benutzer ist nicht berechtigt, auf-
tretende Mängel auf Kosten der 
Stadt zu beseitigen. 

aufhalten. Schäden und Verunrei-
nigungen, für die der Benutzer haf-
tet, kann die Stadt ..... auf Kosten 
des Benutzers beseitigen lassen. 
 
(4) Die Stadt ..... wird die in § 1 
genannten Unterkünfte und Haus-
grundstücke in einem ordnungs-
gemäßen Zustand erhalten. Der 
Benutzer ist nicht berechtigt, auf-
tretende Mängel auf Kosten der 
Stadt ..... zu beseitigen. 

seinem Willen in der Unterkunft 
aufhalten. Schäden und Verunrei-
nigungen, für die der Benutzer haf-
tet, kann die Stadt Bönnigheim auf 
Kosten des Benutzers beseitigen 
lassen (Ersatzvornahme). 
 
(4) Die Stadt Bönnigheim wird die 
in § 1 genannten Unterkünfte und 
Hausgrundstücke in einem ord-
nungsgemäßen Zustand erhalten. 
Der Benutzer ist nicht berechtigt, 
auftretende Mängel auf Kosten der 
Stadt Bönnigheim zu beseitigen. 

 
 
 
 
 
 
 
(4) Personalisierung Stadt Bönnig-
heim 

§ 6: Räum- und StreupflichtDem 
Benutzer obliegt die Räum- und 
Streupflicht nach der örtlichen Sat-
zung über die Verpflichtung der 
Straßenanlieger zum Reinigen, 
Schneeräumen und Bestreuen der 
Gehwege (Streupflichtsatzung). 

§ 6 Räum- und StreupflichtDem 
Benutzer obliegt die Räum- und 
Streupflicht nach der örtlichen Sat-
zung über die Verpflichtung der 
Straßenanlieger zum Reinigen, 
Schneeräumen und Bestreuen der 
Gehwege (Streupflichtsatzung). 

§ 7 Räum- und Streupflicht 
 
Dem Benutzer obliegt die Räum- 
und Streupflicht nach der örtlichen 
Satzung über die Verpflichtung der 
Straßenanlieger zum Reinigen, 
Schneeräumen und Bestreuen der 
Gehwege (Streupflichtsatzung). 

Keine Änderung 

§ 7: Hausordnungen 
 
(1) Die Benutzer sind zur Wahrung 
des Hausfriedens und zur gegen-
seitigen Rücksichtnahme verpflich-
tet 
 
(2) Zur Aufrechterhaltung der Ord-
nung in der einzelnen Unterkunft 
kann die Verwaltung besondere 
Hausordnungen, in denen insbe-
sondere die Reinigung der Ge-

§ 7 Hausordnungen 
 
(1) Die Benutzer sind zur Wahrung 
des Hausfriedens und zur gegen-
seitigen Rücksichtnahme verpflich-
tet. 
 
(2) Zur Aufrechterhaltung der Ord-
nung in der einzelnen Unterkunft 
kann die Verwaltung besondere 
Hausordnungen, in denen insbe-
sondere die Reinigung der Ge-

§ 8 Hausordnungen 
 
(1) Die Benutzer sind zur Wahrung 
des Hausfriedens und zur gegen-
seitigen Rücksichtnahme verpflich-
tet 
 
(2) Zur Aufrechterhaltung der Ord-
nung in der einzelnen Unterkunft 
kann die Verwaltung besondere 
Hausordnungen, in denen insbe-
sondere die Reinigung der Ge-
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(2) Keine Änderung 



 

 

meinschafts-anlagen und -räume 
bestimmt werden, erlassen. 

meinschafts-anlagen und -räume 
bestimmt werden, erlassen. 

meinschafts-anlagen und -räume 
bestimmt werden, erlassen. 

§ 8: Rückgabe der Unterkunft 
 
(1) Bei Beendigung des Benut-
zungsverhältnisses hat der Benut-
zer die Unterkunft vollständig ge-
räumt und sauber zurückzugeben. 
Alle Schlüssel, auch die vom Be-
nutzer selbst nachgemachten, sind 
der Stadt bzw. ihren Beauftragten 
zu übergeben. Der Benutzer haftet 
für alle Schäden, die der Stadt oder 
einem Benutzungsnachfolger aus 
der Nichtbefolgung dieser Pflicht 
entstehen. 
 
 
 
 
(2) Einrichtungen, mit denen der 
Benutzer die Unterkunft versehen 
hat, darf er wegnehmen, muss 
dann aber den ursprünglichen Zu-
stand wieder herstellen. Die Stadt 
kann die Ausübung des Wegnah-
merechts durch Zahlung einer an-
gemessenen Entschädigung ab-
wenden, es sei denn, dass der 
Benutzer ein berechtigtes Interesse 
an der Wegnahme hat. 

§ 8 Rückgabe der Unterkunft 
 
(1) Bei Beendigung des Benut-
zungsverhältnisses hat der Benut-
zer die Unterkunft vollständig ge-
räumt und sauber zurückzugeben. 
Alle Schlüssel, auch die vom Be-
nutzer selbst nachgemachten, sind 
der Stadt ..... bzw. ihren Beauftrag-
ten zu übergeben. Der Benutzer 
haftet für alle Schäden, die der 
Stadt ..... oder einem Benutzungs-
nachfolger aus der Nichtbefolgung 
dieser Pflicht entstehen. 
 
 
 
 
(2) Einrichtungen, mit denen der 
Benutzer die Unterkunft versehen 
hat, darf er wegnehmen, muss 
dann aber den ursprünglichen Zu-
stand wieder herstellen. Die Stadt 
..... kann die Ausübung des Weg-
nahmerechts durch Zahlung einer 
angemessenen Entschädigung 
abwenden, es sei denn, dass der 
Benutzer ein berechtigtes Interesse 
an der Wegnahme hat. 

§ 9 Rückgabe der Unterkunft 
 
(1) Bei Beendigung des Benut-
zungsverhältnisses hat der Benut-
zer oder seine Erben die Unter-
kunft unverzüglich und auf eigene 
Kosten vollständig geräumt und 
sauber zurückzugeben. Alle 
Schlüssel, auch die vom Benutzer 
selbst nachgemachten, sind der 
Stadt Bönnigheim, bzw. ihren Be-
auftragten zu übergeben. Der Be-
nutzer haftet für alle Schäden, die 
der Stadt Bönnigheim oder einem 
Benutzungsnachfolger aus der 
Nichtbefolgung dieser Pflicht ent-
stehen. 
 
(2) Einrichtungen, mit denen der 
Benutzer die Unterkunft versehen 
hat, darf er wegnehmen, muss 
dann aber den ursprünglichen Zu-
stand wieder herstellen. Die Stadt 
Bönnigheim kann die Ausübung 
des Wegnahmerechts durch Zah-
lung einer angemessenen Ent-
schädigung abwenden, es sei 
denn, dass der Benutzer ein be-
rechtigtes Interesse an der Weg-
nahme hat. 

 
 
(1) Ausweitung der Räumungs- 
und Reinigungspflicht auf die Er-
ben. Ferner hat dies unverzüglich 
und auf eigene Kosten der Be-
troffenen zu geschehen, um Ver-
waltungsaufwand und Personal-
kosten zu sparen. 
Personalisierung Stadt Bönnigheim 
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§ 9: Haftung und Haftungsaus-
schluss 
 
(1) Die Benutzer haften vorbehalt-
lich spezieller Regelungen in dieser 
Satzung für die von ihnen verur-
sachten Schäden. 
 
(2) Die Haftung der Stadt, ihrer 
Organe und ihrer Bediensteten 
gegenüber den Benutzern und Be-
suchern wird auf Vorsatz und gro-
be Fahrlässigkeit beschränkt. Für 
Schaden, die sich die Benutzer 
einer Unterkunft bzw. deren Besu-
cher selbst gegenseitig zufügen, 
übernimmt die Stadt keine Haftung. 

§ 9 Haftung und Haftungsaus-
schluss 
 
(1) Die Benutzer haften vorbehalt-
lich spezieller Regelungen in dieser 
Satzung für die von ihnen verur-
sachten Schäden. 
 
(2) Die Haftung der Stadt ....., ihrer 
Organe und ihrer Bediensteten 
gegenüber den Benutzern und Be-
suchern wird auf Vorsatz und gro-
be Fahrlässigkeit beschränkt. Für 
Schäden, die sich die Benutzer 
einer Unterkunft bzw. deren Besu-
cher selbst gegenseitig zufügen, 
übernimmt die Stadt ..... keine Haf-
tung. 

§ 10 Haftung und Haftungsaus-
schluss 
 
(1) Die Benutzer haften vorbehalt-
lich spezieller Regelungen in dieser 
Satzung für die von ihnen verur-
sachten Schäden. 
 
(2) Die Haftung der Stadt Bönnig-
heim, ihrer Organe und ihrer Be-
diensteten gegenüber den Benut-
zern und Besuchern wird auf Vor-
satz und grobe Fahrlässigkeit be-
schränkt. Für Schaden, die sich die 
Benutzer einer Unterkunft bzw. 
deren Besucher selbst gegenseitig 
zufügen, übernimmt die Stadt Bön-
nigheim keine Haftung.  

 
 
(1) Keine Änderung 
 
 
 
 
 
 
(2) Personalisierung Stadt Bönnig-
heim 
 
 

§ 10: Personenmehrheit als Benut-
zer 

§ 10 Personenmehrheit als Benut-
zer 

§ 11 Personenmehrheit als Be-
nutzer 

 
 



 

 

 
(1) Wurde das Benutzungsverhält-
nis für mehrere Personen gemein-
sam begründet, so haften diese für 
alle Verpflichtungen aus diesem als 
Gesamtschuldner 
 
 
 
(2) Erklärungen, deren Wirkungen 
eine Personenmehrheit berühren, 
müssen von oder gegenüber allen 
Benutzern abgegeben werden. 
 
(3) Jeder Benutzer muss Tatsa-
chen in der Person oder in dem 
Verhalten eines Haushalts-
angehörigen oder eines Dritten, der 
sich mit seinem Willen in der Un-
terkunft aufhält, die das Benut-
zungsverhältnis berühren oder ei-
nen Ersatzanspruch begründen, für 
und gegen sich gelten lassen. 

 
 
 
 
 
 
 
 
(1) Erklärungen, deren Wirkungen 
eine Personenmehrheit berühren, 
müssen von oder gegenüber allen 
Benutzern abgegeben werden. 
 
(2) Jeder Benutzer muss Tatsa-
chen in der Person oder in dem 
Verhalten eines Haushalts-
angehörigen oder eines Dritten, der 
sich mit seinem Willen in der Un-
terkunft aufhält, die das Benut-
zungsverhältnis berühren oder ei-
nen Ersatzanspruch begründen, für 
und gegen sich gelten lassen. 

 
(1)  Wurde das Benutzungsverhält-
nis für mehrere Personen gemein-
sam begründet, so haften diese für 
alle Verpflichtungen aus diesem als 
Gesamtschuldner. Dies gilt jedoch 
nur, soweit die Gesamtschuldner 
für die Erfüllung der Verbindlichkei-
ten in einer rechtlichen Zweckge-
meinschaft stehen. 
 
(2) Erklärungen, deren Wirkungen 
eine Personenmehrheit berühren, 
müssen von oder gegenüber allen 
Benutzern abgegeben werden. 
 
(3) Jeder Benutzer muss Tatsa-
chen in der Person oder in dem 
Verhalten eines Haushalts-
angehörigen oder eines Dritten, der 
sich mit seinem Willen in der Un-
terkunft aufhält, die das Benut-
zungsverhältnis berühren oder ei-
nen Ersatzanspruch begründen, für 
und gegen sich gelten lassen. 

 
(1) Ergänzender Verweis zu Vo-
raussetzungen nach Vorschriften 
aus dem BGB 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Keine Änderung 
 
 
 
 
(3) Keine Änderung 

§ 11: Verwaltungszwang 
 
Räumt ein Benutzer seine Unter-
kunft nicht, obwohl gegen ihn eine 
bestandskräftige oder vorläufig 
vollstreckbare Umsetzungsverfü-
gung vorliegt, so kann die Umset-
zung durch unmittelbaren Zwang 
nach Maßgabe des § 27 Landes-

§ 11 Verwaltungszwang 
 
Räumt ein Benutzer seine Unter-
kunft nicht, obwohl gegen ihn eine 
bestandskräftige oder vorläufig 
vollstreckbare Umsetzungsverfü-
gung vorliegt, so kann die Umset-
zung durch unmittelbaren Zwang 
nach Maßgabe des § 27 Landes-

§ 12: Verwaltungszwang 
 
Räumt ein Benutzer seine Unter-
kunft nicht, obwohl gegen ihn eine 
bestandskräftige oder vorläufig 
vollstreckbare Umsetzungsverfü-
gung vorliegt, so kann die Umset-
zung durch unmittelbaren Zwang 
nach Maßgabe des § 27 des „Ver-

 
 
Ausführlichere und rechtlich ge-
bräuchliche Bezeichnung des 
LVwVG zur Erklärung 
 
 
 
 



 

 

verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
vollzogen werden. Dasselbe gilt für 
die Räumung der Unterkunft nach 
Beendigung des Benutzungsver-
hältnisses durch schriftliche Verfü-
gung (§ 3 Abs. 2 Satz 1). 

verwaltungsvollstreckungsgesetzes 
vollzogen werden. Dasselbe gilt für 
die Räumung der Unterkunft nach 
Beendigung des Benutzungsver-
hältnisses durch schriftliche Verfü-
gung (§ 3 Abs. 2 Satz 1). 

waltungsvollstreckungsgesetzes für 
Baden-Württemberg  
(„Landesverwaltungsvollstre-
ckungsgesetz“ - LVwVG) vollzogen 
werden. Dasselbe gilt für die Räu-
mung der Unterkunft nach Beendi-
gung des Benutzungsverhältnisses 
durch schriftliche Verfügung (§ 3 
Absatz 2 Satz 1). 

 
 

§ 12: Gebührenpflicht und Gebüh-
renschuldner 
 
(1) Für die Benutzung der in den 
Obdachlosen- und Asylbewerbe-
runterkünften in Anspruch genom-
menen Räume werden Gebühren 
erhoben. 
 
(2) Gebührenschuldner sind dieje-
nigen Personen, die in den Unter-
künften untergebracht sind. Perso-

§ 12 Gebührenpflicht und Gebüh-
renschuldner 
 
(1) Für die Benutzung der in den 
Obdachlosen- und Flüchtlingsun-
terkünften in Anspruch genomme-
nen Räume werden Gebühren er-
hoben. 
 
(2) Gebührenschuldner sind dieje-
nigen Personen, die in den Unter-
künften untergebracht sind. Perso-

§ 13 Gebührenpflicht und Ge-
bührenschuldner 
 
(1) Für die Benutzung der in den 
Obdachlosen- und Flüchtlingsun-
terkünften in Anspruch genomme-
nen Räume werden Gebühren er-
hoben. 
 
(2) Gebührenschuldner sind dieje-
nigen Personen, die in den Unter-
künften untergebracht sind. Perso-

 
 
 
(1) Keine Änderung 
 
 
 
 
 
(2) Keine Änderung 



 

 

nen, die eine Unterkunft gemein-
sam benutzen, sind Gesamt-
schuldner. 

nen, die eine Unterkunft gemein-
sam benutzen, sind Gesamt-
schuldner. 

nen, die eine Unterkunft gemein-
sam benutzen, sind Gesamt-
schuldner. 

§ 13: Gebührenmaßstab und Ge-
bührenhöhe 
 
(1) Bemessungsgrundlage für die 
Höhe der Benutzungsgebühr ist die 
Wohnfläche der zugewiesenen 
Unterkunft. Für die Ermittlung der 
Wohnfläche gelten die Vorschriften 
der Zweiten Berechnungsverord-
nung in der jeweils geltenden Fas-
sung. 
 
 
 
 
(2) Die Benutzungsgebühren für 
Obdachlosenunterkünfte (§ 1 Abs. 
2) und Asylbewerberunterkünfte (§ 
1 Abs. 3) betragen je  Quadratme-
ter Wohnfläche und Monat: 
 
a) für Wohnungen mit einfacher 
Ausstattung (ohne                Bad 
oder Dusche und ohne Zentralhei-
zung) 4,50 DM (Anmerkung: 2,30 
€) 
 
b) für Wohnungen mit mittlerer 
Ausstattung (mit 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Durch die sehr unterschiedlichen 
Möglichkeiten zur Gestaltung der 
Benutzungsgebühren hinsichtlich 
des Gebührenmaßstabes, gibt es 

§ 14 Gebührenmaßstab und Ge-
bührenhöhe 
 
(1) Bemessungsgrundlage für die 
Höhe der Benutzungsgebühr ist die 
Wohnfläche der zugewiesenen 
Unterkunft. Für die Ermittlung der 
Wohnfläche gelten die Vorschriften 
der „Verordnung über wohnungs-
wirtschaftliche Berechnungen nach 
dem Zweiten Wohnungsbaugesetz“ 
(„Zweite Berechnungs-verordnung“ 
– II. BV) in der jeweils geltenden 
Fassung. 
 
(2) Die Höhe der Benutzungsge-
bühr regelt das Gebührenverzeich-
nis in der Anlage zur Satzung.  
 
(3) Neben der Benutzungsgebühr 
sind die anfallenden Betriebskos-
ten monatlich entsprechend der 
Kalkulation gemäß Betriebskosten-
verordnung (Betr. KV) zu bezahlen. 
Die Höhe der Betriebskosten regelt 
das Gebührenverzeichnis in der 
Anlage zur Satzung.  
 
(4) Bei der Errechnung der Benut-

 
 
 
(1) Keine Änderung 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) und (3) Abrechnung der Benut-
zungsgebühr und Betriebskosten 
geändert und in einer Anlage zur 
Satzung gefasst. 
 
 
 
 



 

 

Bad oder Dusche oder mit Zentral-
heizung) 6,00 DM (Anmerkung 
3,07 €) 
 
c) für Wohnungen mit guter Aus-
stattung (mit Bad oder Dusche und 
Zentralheizung) 7,00 DM (Anmer-
kung 3,58€). 
 
(3) Bei Obdachlosenunterkünften 
werden die Betriebskosten (Strom, 
Wasser, Abwasser, Heizung, Müll-
gebühren) in ihrer tatsächlichen 
Höhe vom eingewiesenen Obdach-
losen erhoben. 
 
(4) Bei Asylbewerberunterkünften 
betragen die Betriebskosten 
(Strom, Wasser, Abwasser, Hei-
zung, Müllgebühren) pro Person 
und Kalendermonat pauschal 
70,00 DM (Anmerkung 35,80 €). 
 
(5) Bei der Errechnung der Benut-
zungsgebühren nach Kalenderta-
gen wird für jeden Tag der Benut-
zung 1/30 der monatlichen Gebüh-
ren zugrunde gelegt. 

keine entsprechende Formulierung 
in der Mustersatzung des Gemein-
detages 

zungsgebühren nach Kalenderta-
gen wird für jeden Monat der Be-
nutzung 1/12 der Jahresgebühr 
zugrunde gelegt; bei der Berech-
nung nach Tagen 1/360 der Jah-
resgebühr zugrunde gelegt. 

§ 14: Entstehung der Gebühren-
schuld, Beginn und Ende der Ge-
bührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit 
dem Einzug in die Unterkunft und 
endet mit dem Tag der Räumung. 

§ 14 Entstehung der Gebühren-
schuld, Beginn und Ende der Ge-
bührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit 
dem Einzug in die Unterkunft und 
endet mit dem Tag der Räumung. 

§ 15 Entstehung der Gebühren-
schuld, Beginn und Ende der 
Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit 
dem Einzug in die Unterkunft und 
endet mit dem Tag der Räumung. 

 
 
 
(1) Keine Änderung 
 
 
 



 

 

 
(2) Die Gebührenschuld für einen 
Kalendermonat entsteht mit dem 
Beginn des Kalendermonats. Be-
ginnt die Gebührenpflicht im Laufe 
des Kalendermonats, so entsteht 
die Gebührenschuld für den Rest 
dieses Kalendermonats mit dem 
Beginn der Gebührenpflicht. 

 
(2) Die Gebührenschuld für einen 
Kalendermonat entsteht mit dem 
Beginn des Kalendermonats. Be-
ginnt die Gebührenpflicht im Laufe 
des Kalendermonats, so entsteht 
die Gebührenschuld für den Rest 
dieses Kalendermonats mit dem 
Beginn der Gebührenpflicht. 

 
(2) Die Gebührenschuld für ein 
Jahr entsteht mit Beginn des Ka-
lenderjahres. Beginnt die Gebüh-
renpflicht im Laufe des Kalender-
jahres, so entsteht die Gebühren-
schuld für den Rest dieses Jahres 
mit dem Beginn der Gebühren-
pflicht. 

(2) Ausdehnung der Gebühren-
pflicht auf ein Kalenderjahr 

§ 15: Festsetzung und Fälligkeit 
 
(1) Die Benutzungsgebühr wird 
durch Gebührenbescheid festge-
setzt. Sie wird zwei Wochen nach 
Bekanntgabe des Gebührenbe-
scheids zur Zahlung fällig. 
 
(2) Beginnt oder endet die Gebüh-
renpflicht im Laufe eines Kalen-
dermonats, wird die Benutzungs-
gebühr nach den angefangenen 
Kalendertagen festgesetzt. Für die 
Fälligkeit gilt Abs. 1 Satz 2. 
 
(3) Eine vorübergehende Nichtbe-
nutzung der Unterkunft entbindet 
den Benutzer nicht von der Ver-
pflichtung, die Gebühren entspre-
chend Abs. 1 und 2 vollständig zu 
entrichten. 

§ 15 Festsetzung und Fälligkeit 
 
(1) Die Benutzungsgebühr wird 
durch Gebührenbescheid festge-
setzt. Sie wird zwei Wochen nach 
Bekanntgabe des Gebührenbe-
scheids zur Zahlung fällig. 
 
(2) Beginnt oder endet die Gebüh-
renpflicht im Laufe eines Kalen-
dermonats, wird die Benutzungs-
gebühr nach den angefangenen 
Kalendertagen festgesetzt. Für die 
Fälligkeit gilt Abs. 1 Satz 2. 
 
(3) Eine vorübergehende Nichtbe-
nutzung der Unterkunft entbindet 
den Benutzer nicht von der Ver-
pflichtung, die Gebühren entspre-
chend Abs. 1 und 2 vollständig zu 
entrichten. 

§ 16 Festsetzung und Fälligkeit 
 
(1) Die Benutzungsgebühr wird 
durch Gebührenbescheid festge-
setzt. Sie wird zwei Wochen nach 
Bekanntgabe des Gebührenbe-
scheids zur Zahlung fällig. 
 
(2) Beginnt oder endet die Gebüh-
renpflicht im Laufe eines Kalen-
dermonats, wird die Benutzungs-
gebühr nach den angefangenen 
Kalendertagen festgesetzt. Für die 
Fälligkeit gilt Absatz 1 Satz 2. 
 
(3) Eine vorübergehende Nichtbe-
nutzung der Unterkunft entbindet 
den Benutzer nicht von der Ver-
pflichtung, die Gebühren entspre-
chend Absatz 1 und 2 vollständig 
zu entrichten. 

 
 
(1) Keine Änderung 
 
 
 
 
(2) Abkürzungen zur besseren und 
flüssigeren Lesbarkeit ausge-
schrieben 
 
 
 
(3) Abkürzungen zur besseren und 
flüssigeren Lesbarkeit ausge-
schrieben 

§ 16: Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach 

  

§ 17 Erlass 
 
Die Benutzungsgebühren können 

  



 

 

ihrer öffentlichen Bekanntmachung 
in Kraft 

ganz oder teilweise erlassen wer-
den, wenn deren 
Einziehung nach Lage des einzel-
nen Falles unbillig wäre. 

    

§ 18 Ordnungswidrigkeiten 
 
Mit Geldbuße kann nach § 142 
Absatz 1 der Gemeindeordnung für 
Baden-Württemberg (GemO) in 
Verbindung mit § 17 des Gesetzes 
über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) 
belegt werden, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig gegen eine Vorschrift 
dieser Satzung verstößt, und zwar 
1. entgegen § 5 Absatz 1 eine Un-
terkunft benutzt oder die überlas-
senen Räume zu anderen als 
Wohnzwecken benutzt; 
2. entgegen § 5 Absatz 2 die zu-
gewiesenen Räume samt dem 
überlassenen Zubehör nicht pfleg-
lich behandelt oder Instand hält; 
3. entgegen § 5 Absatz 3 seiner 
Unterrichtungspflicht nicht nach-
kommt; 
4. entgegen § 5 Absatz 4 Ziffer 1 
Dritte in die Unterkunft aufnimmt; 
5. entgegen § 5 Absatz 4 Ziffer 2 
zu anderen als zu Wohnungszwe-
cken benutzt; 
6. entgegen § 5 Absatz 4 Ziffer 3 
Schilder anbringt oder Gegenstän-
de aufstellt; 
7. entgegen § 5 Absatz 4 Ziffer 4 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
Anpassung der Ordnungswidrigkei-
ten an den § 5 



 

 

Tiere in der Unterkunft hält; 
8. entgegen § 5 Absatz 4 Ziffer 5 
Kraftfahrzeuge abstellt; 
9. entgegen § 5 Absatz 4 Ziffer 6 
Veränderungen in der Unterkunft 
vornimmt;  
10. entgegen § 5 Absatz 10 den 
Beauftragten der Stadt Bönnigheim 
den Zutritt verwehrt; 
11. entgegen § 9 Absatz 1 die 
Schlüssel nicht ordnungsgemäß 
übergibt. 

    

ANLAGE  Gebührenverzeichnis 
zur Satzung über die Benutzung 
von Obdachlosen- und Flüchtlings-
unterkünften der Stadt Bönnigheim 
Die Benutzungsgebühr gemäß § 
14 beträgt XX € pro m² zugewiese-
ner Wohnfläche und Monat. Die 
Betriebskosten belaufen sich auf xx 
€ / Monat / Person.  

Anlage wurde neu erstellt; Anga-
ben waren vorher Inhalt in § 14; 
Vereinfachungsgründe im Falle 
künftiger Änderungen  
 
Konkrete Beträge werden mit Vor-
lage der Kalkulation eingearbeitet  

 


































































